
 
 
 
 

Stand 14.04.2026 Seite 1 

Bebauungsplan `Solar Bischofsheimer Pfad´ 
Gemeinde Grünsfeld 
Stand 14.04.2025 
 
Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit  
gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom 28.04.2025 bis einschließlich 30.05.2025. 
 
 Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum    Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum 

1. Luftamt Nordbayern, 25.04.2025 
2. Bundesnetzagentur, 28.04.2025 
3. Stadt Lauda-Königshofen, 28.04.2025 
4. TenneT TSO GmbH, 28.04.2025 
5. Handwerkskammer Heilbronn-Franken, 29.04.2025 
6. Stadt Tauberbischofsheim, 29.04.2025 
7. Polizeipräsidium Heilbronn. 02.05.2025 
8. Ericsson Services GmbH, 07.05.2025 
9. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr, 08.05.2025 
10. Stadtwerk Tauberfranken, 14.05.2025 
11. Netze BW GmbH, 15.05.2025 
12. Deutsche Flugsicherung GmbH, 16.05.2025 
13. Vermögen und Bau Baden-Württemberg, 19.05.2025 
14. RP Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 21.05.2025 
15. Vodafone West GmbH, 22.05.2025 
16. Regierungspräsidium Stuttgart, 27.05.2025 
17. Regionalverband Heilbronn-Franken, 27.05.2025 

 
 
 

18. Deutsche Telekom Technik GmbH, 27.05.2025 
19. Landratsamt Main-Tauber-Kreis, 28.05.2025 
20. Die Autobahn GmbH des Bundes Niederlassung Südwest, 30.05.2025 
21. IHK Heilbronn-Franken, 30.05.2025 
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung / Beschluss des GR 

1. Luftamt Nordbayern, 25.04.2025 

Wir erheben keinen Einwand. Zur Kenntnis genommen 

2. Bundesnetzagentur, 28.04.2025 

Da eine Betroffenheit des Richtfunks durch die Planung unwahrscheinlich ist, erfolgt unsererseits 
keine weitere Bewertung. Ein möglicher Grund dafür ist:   
 
1. Die Baumaßnahme weist eine geringe Bauhöhe auf. Es handelt sich dabei um einen Bebauungs-
plan mit einer Bauhöhe von unter 20 Meter bzw. um eine Planung einer Solar- / Photovoltaik-Frei-
fläche. Eine Richtfunk-Untersuchung zu solchen Planungen ist nicht erforderlich. 
2. Entweder ist die Bauhöhe unbekannt oder es handelt sich um eine Maßnahme mit einer unver-
änderten Bauhöhe. Zum Beispiel: Flurbereinigung, Landschafts- / Naturschutz, unterirdische Lei-
tung oder Aufhebungsverfahren. 
3. Flächennutzungspläne, Regionalpläne, Raumordnungspläne oder Entwicklungsprogramme sind 
planungsrechtliche Maßnahmen, die sich in einem früheren Planungsstadium befinden. Im nachge-
lagerten Verfahren wird konkrete Baumaßnahme erneut angefragt. 
 
Bitte beachten Sie die Zuständigkeitstrennung bei der Bundesnetzagentur. 
Für Planungs- oder Genehmigungsverfahren:  
----------------------------------------------  
Zukünftig richten Sie bitte Ihre Anfragen zu Planungs- oder Genehmigungsverfahren an die zustän-
dige Stelle unter folgender Adresse:   
Bundesnetzagentur, Referat 814, Postfach 80 01, 53105 Bonn oder   
unter der E-Mail-Adresse: verfahren.dritter.nabeg@bnetza.de   
Weitere Information entnehmen Sie bitte dem Link unter:  
www.netzausbau.de/Wissen/InformierenBeteiligen/VerfahrenDritter/de 
 
Für eine Funkbetreiberauskunft vom Referat 226:  
--------------------------------------------------  
Zusätzlich haben Sie die Möglichkeit, eine Funkbetreiberauskunft (u. a. Richtfunk) gesondert per E-
Mail an funkbetreiberauskunft@bnetza.de anzufragen. 
 
Dafür schicken Sie uns das vollständig ausgefüllte Formular (als Anhang per E-Mail), welches Sie 
unter folgendem Link finden: www.bnetza.de/648280  
 
Für die Funkbetreiberauskunft ist die Angabe der Koordinaten zwingend erforderlich. Hierzu können 
Sie sich auch an den Planungsträger wenden. 

Zur Kenntnis genommen 
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3. Stadt Lauda-Königshofen, 28.04.2025 

Vonseiten der Stadt Lauda-Königshofen werden hinsichtlich der betreffenden Bauleitplanung keine 
Bedenken oder Anregungen vorgebracht. 

Zur Kenntnis genommen 

4. TenneT TSO GmbH, 28.04.2025 

Die Überprüfung der uns zugesandten Unterlagen zum oben genannten Vorgang hat ergeben, dass 
in dem Bereich keine Anlagen der TenneT TSO GmbH vorhanden sind.  
Belange unseres Unternehmens werden somit durch die geplante Maßnahme nicht berührt. 

Zur Kenntnis genommen 

5. Handwerkskammer Heilbronn-Franken, 29.04.2025 

Gegen den im Betreff genannten Bebauungsplan werden von Seiten der Handwerkskammer keine 
Bedenken erhoben. 

Zur Kenntnis genommen 

6. Stadt Tauberbischofsheim, 29.04.2025 

Zum Bebauungsplan „Solar Bischofsheimer Pfad“ der Stadt Grünsfeld bringen wir keine Anregun-
gen und Bedenken vorbringen, da Belange der Kreisstadt Tauberbischofsheim nicht berührt sind. 

Zur Kenntnis genommen 

7. Polizeipräsidium Heilbronn. 02.05.2025 

Gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans Solar Bischofsheimer Pfad bestehen keine Bedenken. Zur Kenntnis genommen 

8. Ericsson Services GmbH, 07.05.2025 

Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem Namen, 
Anfragen zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten. 
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks 
keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben.  
Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes und für Richtfunkverbin-
dungen des Netzes der Deutschen Telekom.  

Zur Kenntnis genommen 

9. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 08.05.2025 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht be-
einträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger 
öffentlicher Belange keine Einwände. 

Zur Kenntnis genommen 

10. Stadtwerk Tauberfranken, 14.05.2025 

Von Seiten des Stadtwerks Tauberfranken sind bei obiger Planung keine zu vertretenden Belange 
betroffen. 

Zur Kenntnis genommen 
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11. Netze BW GmbH, 15.05.2025 

Der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hinsichtlich der Stromversor-
gung (Mittel- und Niederspannung) überprüft. 
Im Planbereich betreibt oder errichtet die Netze BW GmbH, Region Neckar-Franken keine Anlagen.  
Unsere Belange werden von der Planung nicht berührt. Somit bestehen von unserer Seite keine 
Bedenken. 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren und bitten weiterhin um Beteili-
gung. Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um Benachrichtigung über das Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes.  
Die Einspeisemöglichkeit der erzeugten elektrischen Energie in das öffentliche Verteilnetz muss in 
einem separaten Verfahren geprüft und festgelegt werden. 

Zur Kenntnis genommen 

12. Deutsche Flugsicherung GmbH, 16.05.2025 

Durch die oben aufgeführte Planung werden Belange der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH be-
züglich §18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es werden daher unsererseits weder Be-
denken noch Anregungen vorgebracht. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht notwendig.  
Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß § 31 LuftVG unberührt.  
Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stellungnahme informiert. 

Zur Kenntnis genommen 

13. Vermögen und Bau Baden-Württemberg, 19.05.2025 

Das Land Baden-Württemberg (Liegenschaftsverwaltung), vertreten durch den Landesbetrieb Ver-
mögen und Bau Baden-Württemberg, Amt Heilbronn, erhebt keine Einwendungen gegen den o. g. 
Bebauungsplan.  
Landeseigene Grundstücke der Liegenschaftsverwaltung, sowie Interessen und Planungen sind 
durch den Bebauungsplan nicht betroffen. 

Zur Kenntnis genommen 

14. RP Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 21.05.2025 

14.1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 
Geologie  
Im Untergrund des Plangebietes liegt die Festgesteinseinheit "Oberer Muschelkalk" vor.   
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von Baden-Würt-
temberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu 
den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissen-schaftlichen Informationsportale LGRB-
wissen und LithoLex.  
 
 
 

 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Geochemie  
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-Württemberg sind 
im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im 
geowissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrieben.  
 
Bodenkunde  
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 
Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Bodenkundlichen Karte 1: 50 
000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Des Weiteren sollte vorrangig die Bodenfunktionsbewer-
tung auf Grundlage der Bodenschätzungsdaten verwendet werden, da diese im Vergleich zur BK50 
lokale Bodeneigenschaften abbilden. Sollte für das Plangebiet keine Bodenfunktionsbewertung 
nach digitaler Bodenschätzung vorliegen, ist die Bodenfunktionsbewertung nach ALK und ALB her-
anzuziehen.  
Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und Altlastenge-
setz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten.  
Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBod-
SchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute 
Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung 
des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der wei-
teren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkon-
zepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen. Wir empfehlen insbesondere das Kapitel 5 und 6 
der Arbeitshilfe der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) zu Freiflächenphotovol-
taikanlagen (FFA) beim Erstellen des Bodenschutzkonzeptes zu berücksichtigen. Neben der Be-
schreibung der Bodenschutzmaßnahmen für die Planfläche raten wir die notwendigen Kabelverle-
gungen, die öfters auch außerhalb der Betriebsfläche stattfinden, bereits im Bodenschutzkonzept 
mit zu berücksichtigen.  
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen, 
so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallver-
wertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so 
die Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten. 
Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt werden, welche konkreten bo-
denschutzfachlichen Vorgaben umzusetzen sind. 
 
14.2. Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine fach-
technische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plan-
gebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein 
hydrogeologischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.  

 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
Ein Bodenschutzkonzept wird rechtzeitig erarbeitet und dem 
Landratsamt vorgelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Ingenieurgeologie  
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der folgenden geo-
technischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen:  
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-
zuschließen.   
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehl-
stellen wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten) werden objektbezogene, für das Bauvorhaben 
angemessene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 
 
Hydrogeologie  
Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. dem Hydrogeologischen Kartenwerk 
des LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen werden.  
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt. 
 
Geothermie  
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im Informa-
tionssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinter-legt. ISONG 
liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des 
Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung 
des Informationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis.  
 
Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Be-
denken vorzubringen. 

 
14.3. Landesbergdirektion 
Bergbau  
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den beim Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künst-
lich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
14.4. Allgemeine Hinweise  
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmun-
gen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Wei-
tere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 

 
Die Hinweise werden in den Bebauungsplan übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
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14.5. Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen können 
fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen 
Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.  Insbesondere verweisen wir auf un-
ser Geotop-Kataster. Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.    

15. Vodafone West GmbH, 22.05.2025 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Baumaß-
nahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsan-
lagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits 
derzeit nicht geplant. 

Zur Kenntnis genommen 

16. Regierungspräsidium Stuttgart, 27.05.2025 

16.1.  Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz 
(1) Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus Klimaschutzgesichtspunkten von hoher Bedeutung. 
Auch geringe Beiträge sind nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW wichtig. Dies trägt der Tatsache 
Rechnung, dass der Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein 
kann. Die Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen 
engagiert vorangetrieben und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden (vgl. dazu auch Beschluss 
des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.). 
(2) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu beitragen, den 
Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Baugesetzbuch soll bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die 
dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel 
dienen, Rechnung getragen werden.  
(3) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg 
bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 reduziert werden. 
Bis zum Jahr 2040 wird über eine schrittweise Minderung Netto-Treibhausgasneutralität („Kli-
maneutralität“) angestrebt.   
(4) Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist in § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) verankert. Auch gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt den erneuerbaren Energien so-
wie dem Verteilnetzausbau besondere Bedeutung zu. Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien und der dazugehörigen Neben-
anlagen sowie die Errichtung, der Betrieb und die Änderung der Stromverteilnetze und der für deren 
Betrieb notwendigen Anlagen (soweit dies für die Errichtung und den Betrieb der Erzeugeranlagen 
und den Ausbau der Elektromobilität erforderlich ist) liegen im überragenden öffentlichen Interesse 
und dienen der öffentlichen Sicherheit. Durch diese gesetzliche Festlegung werden diese Maßnah-
men in der Abwägung mit anderen Schutzgütern entsprechend ihrer Bedeutung für die öffentliche 
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Sicherheit und bei der Verwirklichung des Landesklimaschutzziels höher gewichtet und ihnen wird 
in der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände des Einzelfalls in den Abwägungs- und 
Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen sind.  Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 4 KlimaG BW sollen 
insbesondere bei energiebedingten Treibhausgasemissionen das Vermeiden und Verringern der 
Emissionen in erster Linie durch Einsparung sowie effiziente Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung 
und Speicherung von Energie sowie durch den Ausbau und die Nutzung erneuerbarer Energien 
erreicht werden. Diese Maßnahmen haben besondere Bedeutung, auch wenn es sich im Einzelfall 
um geringe Beiträge zur Treibhausminderung handelt (siehe § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies 
ergibt sich aus dem Umstand, dass ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen energiebedingt 
sind.   
(5) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW zu erreichen, kommt es entsprechend 
des Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und Klimaneutrales Baden-
Württemberg 2040“ wesentlich darauf an, sowohl den Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als 
auch den Ausbau der erneuerbaren Energien in allen Bereichen deutlich voranzutreiben.  
Bei der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien bedarf es einer Erhöhung des Anteils an der 
Bruttostromerzeugung von 35,9 Prozent im Jahr 2022 (erste Abschätzung) auf 82 Prozent im Jahr 
2030 (das entspricht mehr als einer Verdopplung innerhalb von weniger als zehn Jahren) und auf 
98 Prozent im Jahr 2040. Bezogen auf die Potenziale in Baden-Württemberg kommt dabei dem 
Ausbau der Stromerzeugung durch Photovoltaikanlagen neben dem Ausbau der Windkraft eine 
Schlüsselrolle zu. Der Anteil an der Bruttostromerzeugung soll entsprechend des Zielszenarios bis 
zum Jahr 2030 auf 41 Prozent anwachsen. Die installierte Erzeugungsleistung aus Photovoltaik wird 
im genannten Energieszenario für das Jahr 2030 in einer Größenordnung von über 24.000 MW 
veranschlagt. Im Jahr 2022 betrug die installierte Erzeugungsleistung aus Photovoltaik in Baden-
Württemberg 8.314 MW.  
Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs für die Stromerzeugung durch Photovoltaik das Zielsze-
nario zugrunde, so ist in den nächsten Jahren eine deutliche Steigerung der Zubauraten von Nöten. 
Im Zielszenario wird im Zeitraum von 2022 bis 2025 ein mittlerer jährlicher Bruttozubau von 1150 
MW angenommen, zwischen 2026 und 2030 von jährlich 2530 MW sowie im Zeitraum von 2031 bis 
2040 von 2750 MW pro Jahr. Der größere Anteil soll dabei durch Photovoltaikanlagen an Gebäuden 
erzeugt werden. Die Bedeutung von Freiflächenanlagen nimmt jedoch im Zeitablauf stetig zu. Das 
EEG sieht als Standorte für Solarparks im Wesentlichen Konversionsflächen und Seitenrandstreifen 
entlang von Autobahnen und Schienenwegen vor.   
(6) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissionsarm. Unter Berücksichtigung des ge-
samten Lebenszyklus (Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovoltaiknutzung zu einer Treibhaus-
gasminderung in einer Größenordnung von rund 682 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde 
Strom. 
Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der mit der heute 
installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erzielbaren 
Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, um diese Lücke u verkleinern. Dies 
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gilt gerade auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es 
zum Erreichen der Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene sowie auf Landes-
ebene außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, 
da die kumulierte Menge der klimawirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist 
(siehe dazu Beschluss des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).   
(7) Mit der Planung des Sondergebiets Photovoltaik mit einer Gesamtfläche von 3,9 ha soll die pla-
nungsrechtliche Grundlage für die spätere Errichtung einer Freiflächenphotovoltaik-Anlage geschaf-
fen werden. Hierdurch wird ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass das Vorhaben 
aus Sicht der StEWK zu begrüßen ist. 

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 

16.2. Wirtschaft und Infrastruktur 
Raumordnung  
Aus raumordnerischer Sicht bestehen keine Bedenken.  
 
Allgemein weisen wir auf Folgendes hin:  
Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung gem. § 1 Abs. 4 BauGB anzupassen. Ziele der 
Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten, §§ 
3 Abs.1 Nr. 2 ROG, 4 Abs. 1 S. 1 ROG. Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung 
sind im Rahmen der Abwägung bei raumbedeutsamen Planungen zu berücksichtigen, §§ 3 Abs. 1 
Nr. 3 und 4, 4 Abs. 1 S. 1 ROG. Ein Verstoß gegen die Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
führt zur Unwirksamkeit von Bauleitplänen (vgl. VGH München, Urt. v. 14.12.2016, Az. 15 N 
15.1201).  
Insoweit ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bundesraumordnungsplan Hochwasser, 
den Landesentwicklungsplan 2002 (LEP), den Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 (RegP 2020) 
sowie die sich in Aufstellung befindliche Teilfortschreibung Solarenergie, deren Ziele gem. § 4 Abs.1 
S.1 i.V.m. § 3 Abs.1 Nr. 4, Nr. 4a ROG als sonstige Erfordernisse der Raumordnung zu berücksich-
tigen sind. 
 
Regionalplan Heilbronn Franken 2020  
Durch die Planung werden aktuell bestehende regionalplanerische Zielfestlegungen berührt. Das 
Plangebiet liegt gegenwärtig in einem Regionalen Grünzug nach Plansatz 3.1.1 (Z) RegP 2020. PS 
3.1.1 (Z) legt in Absatz 1 fest:  
„(Z) (1) Zur Erhaltung gesunder Lebens- und Umweltbedingungen und zur Gliederung der Sied-
lungsstruktur werden insbesondere im Bereich der Entwicklungsachsen, der stärker verdichteten 
Räume und in Gebieten mit starken Nutzungskonflikten Regionale Grünzüge als Teile eines leis-
tungsfähigen regionalen Freiraumverbundes als Vorranggebiet festgelegt und in der Raumnut-
zungskarte im Maßstab 1: 50.000 dargestellt.   
Grünzäsuren ergänzen diesen Freiraumverbund in den siedlungsnahen Freiräumen vor allem im 
Bereich der Entwicklungsachsen.  
 

 
 
Zur Kenntnis genommen 
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Die geplante Solaranlage tangiert vorliegend diese Funktion. Allerdings fällt das Vorhaben unter die 
Ausnahmeregelung des Absatzes 2, welcher im Zuge der am 19.07.2024 rechtskräftig gewordenen 
20. Änderung des RegP 2020 normiert wurde. PS 3.1.1 (2) (Z) gibt vor:  
 
(Z) (2) Die Regionalen Grünzüge sind von Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nut-
zungen freizuhalten. Innerhalb der Regionalen Grünzüge sind die Landnutzungen auf eine Erhal-
tung und Entwicklung der Ausgleichsfunktionen und der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
auszurichten.  
Bei Überlagerung des Regionalen Grünzuges mit Vorbehaltsgebieten für Photovoltaik nach Plan-
satz 4.2.3.4 (2) ist in diesen die Umsetzung von Photovoltaikanlagen nicht als funktionswidrige Nut-
zung zu werten. In Zusammenhang mit diesen Photovoltaikanlagen stehende bauliche Anlagen sind 
in den Teilen des Regionalen Grünzugs, die von Vorbehaltsgebieten für regionalbedeutsame Pho-
tovoltaikanlagen überlagert werden, ebenfalls zulässig.   
In Regionalen Grünzügen kann eine ausnahmsweise Zulassung von regionalbedeutsamen Pho-
tovoltaikanlagen bis zu einer Größe von 10 ha erfolgen, wenn keine wesentlichen Beeinträchtigun-
gen für die Funktionen Siedlungszäsur, Naturschutz und Landschaftspflege, Landwirtschaft, Erho-
lung, Orts- und Landschaftsbild, Luftaustausch oder Hochwasserretention zu erwarten sind. Dabei 
sind Anlagen nur im direkten räumlichen Zusammenhang zu vorhandenen linearen landschaftsprä-
genden Infrastrukturen sowie mind. 1 ha großer Standorten zulässig, die eine Vorprägung durch 
bauliche Anlagen oder Anlagen der technischen Infrastruktur aufweisen. In direktem räumlichen Zu-
sammenhang zu Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen nach 
Plansatz 2.4.3.1 und sonstigen stromintensiven gewerblichen oder öffentlichen Nutzungen sind dar-
über hinaus ausnahmsweise Photovoltaikanlagen zur Direktversorgung zulässig. Die zuvor genann-
ten Ausnahmevoraussetzungen sind für diese ebenfalls anzuwenden. Aufgrund der Standortgebun-
denheit in direkter räumlicher Nähe zum Verbrauchsort sollen diese Vorhaben jedoch vorrangig ge-
genüber der Funktion der Landwirtschaft bewertet werden. […]“  
 
Der geplante Standort „Bischofsheimer Pfad“ misst lediglich eine Größe von 3,9 ha, befindet sich 
jedoch in engem räumlichen Zusammenhang mit der Freiflächen-Photovoltaikanlage „Letzenbaum“, 
was zu einer Kumulation beider Flächen führt. Die kumulierten Flächen messen zusammen eine 
Größe von mehr als 5 ha, aber insgesamt weniger als 10 ha. Auch die übrigen Ausnahmevoraus-
setzungen sind vorliegend gegeben. Somit kann das Vorhaben hier mitgetragen werden.   
 
Die Planung ist somit durch die 20. Änderung des RegP 2020 mit den Zielen der Raumordnung 
vereinbar.   
Gleichwohl ist hierbei zu beachten, dass, das Risiko der inhaltlichen Änderung, der Verfahrensein-
stellung, der verweigerten Genehmigung bzw. der Erhebung von rechtlichen Einwendungen nach § 
13a Abs. 4 LplG besteht. Es bietet sich daher aus unser Sicht an, die Flächennutzungsplanänderung 
parallel zur Teilfortschreibung zu gestalten.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
Die Flächennutzungsplanänderung wird parallel vorgenommen. 
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Die daneben tangierten Plansätze des RegP 2020, insbesondere die Grundsätze aus PS 1.2.4 (G), 
4.2.1 (G), 4.2.3.1 (G), wurden plausibel und nachvollziehbar der Abwägung zugänglich gemacht und 
stehen der Planung nicht entgegen.  
 
Abschließend weisen wir aufgrund der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen auf § 1a Abs. 
2 BauGB hin.   
 
Flächennutzungsplan  
Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird, ist der Flächennut-
zungsplan gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zu ändern. Wir gehen davon aus, dass die 
Änderung des FNP zeitnah betrieben wird. Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan geneh-
migungspflichtig ist, wenn der Flächennutzungsplan nach Satzungsbeschluss des Bebauungsplans 
noch nicht rechtskräftig ist. 
 
Aufnahme in das Raumordnungskataster  
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regie-
rungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung in digitalisierter Form an das Post-
fach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zugehen zu lassen. Die Stadtkreise und großen Kreis-
städte werden gebeten, auch den Bekanntmachungshinweis digital vorzulegen.  
Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren. 

Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Wie in der Begründung zum Bebauungsplan dargestellt, ist das 
Plangebiet Bestandteil der 3. Änderung des Flächennutzungspla-
nes. Der Flächennutzungsplan wurde im Januar 2026 genehmigt 
und bekanntgemacht. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 

16.3. Landesamt für Denkmalpflege 
Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege – meldet Fehlanzeige.   

Zur Kenntnis genommen 
 

16.4. Hinweis 
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses zur Koordination in 
Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter https://rp.ba-
den-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).   
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regie-
rungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter 
Form an das Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und gro-
ßen Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen.   
 
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden (StEWK@rps.bwl.de). 

 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Siehe Stellungnahme 16.2 

17. Regionalverband Heilbronn-Franken, 27.05.2025 

Vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Wir kommen mit Blick auf den geltenden 
Regionalplan Heilbronn-Franken 2020, seine rechtskräftige 20. Änderung sowie die satzungsbe-
schlossene Teilfortschreibung Solarenergie zu folgender Einschätzung:  
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Die Planung liegt vollständig im Regionalen Grünzug nach Plansatz 3.1.1. Regionale Grünzüge sind 
von Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhalten.   
 
In Regionalen Grünzügen kann derzeit nach rechtskräftiger 20. Änderung des Regionalplans eine 
ausnahmsweise Zulassung von regionalbedeutsamen Photovoltaikanlagen bis zu einer Größe von 
10 ha erfolgen, wenn keine wesentlichen Beeinträchtigungen für die Funktionen des Regionalen 
Grünzugs zu erwarten sind und sie einen räumlichen Zusammenhang zu einer Vorprägung durch 
Siedlung oder Infrastruktur aufweisen.   
 
Nach der Prüfung der Planung kommen wir zu folgendem Ergebnis. Nach der rechtskräftigen 20. 
Änderung des Regionalplans ist die Planung aufgrund der fehlenden Anbindung an Siedlung oder 
Infrastruktur nicht mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 
 
Die Planung wird allerdings voraussichtlich nach der satzungsbeschlossenen Teilfortschreibung So-
larenergie zukünftig mit den Zielen der Raumordnung vereinbar sein, da die Planung weder in den 
landwirtschaftlich hochwertigsten Bereichen liegt noch Flächen mit einer funktionalen Bedeutung für 
den landesweiten Biotopverbunds betroffen sind. Damit sind Beeinträchtigung der Funktion Land-
wirtschaft sowie der Funktion Naturschutz und Landschaftspflege ausgeschlossen. 
 
Mit Blick auf die satzungsbeschlossene Teilfortschreibung Solarenergie regen wir daher an, die Pla-
nung weiterzuverfolgen. Die Rechtskraft der Bauleitplanung muss allerdings nach der Rechtskraft 
der Teilfortschreibung Solarenergie liegen.  
 
Wir weisen darauf hin, dass Freiflächenphotovoltaikanlagen mit der Reform der Landesbauordnung 
Baden-Württemberg ab dem 01.07.2025 generell verfahrensfrei gestellt werden. Die Ziele der 
Raumordnung sind davon unabhängig jedoch weiterhin zu beachten; d.h. bei Zielverstößen sind die 
Anlagen baurechtlich unzulässig. Der Regionalverband ist bemüht bis zum 01.07.2025 eine 
WebGIS-Lösung bereitzustellen, die eine erste Einordnung einer möglichen Betroffenheit von Zielen 
der Raumordnung für Bürger und Behörden zulässt. 
 
Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie um Mitteilung der Rechts-
verbindlichkeit der Planung unter Benennung der Planbezeichnung, des Datums und Übersendung 
einer Planzeichnung, gerne in digitaler Form. Die Übersendung einer rechtskräftigen Ausfertigung 
ist nicht erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 

18. Deutsche Telekom Technik GmbH, 27.05.2025 

Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Einwände, wir bitten jedoch bei der Umsetzung 
des Bauvorhabens nachfolgende Hinweise zu beachten:   

Zur Kenntnis genommen 
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Im o. a. Plangebiet befinden sich derzeit keine Telekommunikationslinien der Telekom (siehe bei-
gefügten Lageplan). Bei der weiteren Planung ist zu beachten, dass die Telekom ggf. nicht verpflich-
tet ist, die Photovoltaikanlage an ihr öffentliches Telekommunikationsnetz anzuschließen. 

19. Landratsamt Main-Tauber-Kreis, 28.05.2025 

19.1. Wasserwirtschaft 
Abwasserbeseitigung  
Aus Sicht der Abwasserbeseitigung bestehen gegen den Vorentwurf zum Bebauungsplan „Solar 
Bischofsheimer Pfad“ keine grundsätzlichen Bedenken.  
 
Die Niederschlagswasserbeseitigung hat nach der „Verordnung des Umweltministeriums über die  
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser“ zu erfolgen.   
 
Altlasten  
Im Plangebiet sind dem Landratsamt bisher keine altlastverdächtigen Flächen/Altlasten bzw. Ver-
dachtsflächen/schädliche Bodenveränderungen bekannt. 
 
Bodenschutz  
Gegen den Bebauungsplan bestehen seitens des Bodenschutzes keine grundsätzlichen Bedenken.  
 
Es wird darum gebeten, folgende Punkte in die planungsrechtlichen Festsetzungen aufzunehmen:  
1. Kapitel 2.6 Bauzeitenbeschränkung und Baufeldfreimachung:  
Das Vergrämen der Bodenbrüter durch Offenhalten der Ackerflächen widerspricht den Zielen des 
Bodenschutzes. Es sind in Abstimmung mit der unteren Boden- und Naturschutzbehörde möglichst 
bodenschonende Vergrämungsmaßnahmen zu ergreifen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Der Hinweis wird ergänzt. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Es ist zum derzeitigen Planungsstand nicht möglich genauere 
Festlegungen zu treffen. Das Spannungsfeld Naturschutz (Bau 
möglichst in den Wintermonaten außerhalb der Brut- und Aktivi-
tätszeiten der Fauna) vs. Bodenschutz (Bau bei möglichst langan-
haltender trockener Witterung) besteht bei Planungen im Offen-
land. Über eine Umweltbaubegleitung und ein vorhergehendes 
Monitoring (Flächenmonitoring vor Baubeginn) ist evtl. eine 
frühere Bauzeit möglich und Vergrämungsmaßnahmen müssen 
nicht ergriffen werden. An der Festsetzung ist aufgrund des Bun-
desnaturschutzgesetzes festzuhalten, da durch die Planung keine 
Verbotstatbestände ausgelöst werden dürfen. Ein Bodenschutz-
konzept ist zudem mit dem Bauantrag zur Photovoltaikanlage ein-
zureichen. Der Hinweis auf einen früheren, abgestimmten Baube-
ginn wird ergänzt. 
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2. Wir verweisen auf § 3 Abs. 3 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG). Demnach ist bei Bau-
vorhaben und der Ausweisung von Baugebieten ein Erdmassenausgleich anzustreben, um die Men-
gen von nicht vor Ort verwertbarem Aushub zu minimieren. Dies kann zum Beispiel durch die An-
passung von Straßen- oder Gebäudeniveaus umgesetzt werden. Zur Vermeidung von unnötigen 
Erdbewegungen empfehlen wir die Erstellung einer Erdmassenbilanz, aus der die anfallenden und 
benötigten Erdmassen, getrennt nach Verwertungswegen, hervorgehen. Informationen zum Um-
gang mit Erdaushub finden Sie auch auf der Webseite der LUBW: https://www.lubw.baden-wuert-
temberg.de/abfall-und-kreislaufwirtschaft/materialboerse-4.0  
 
3. Gemäß § 3 Abs. 4 LKreiWiG ist zudem für im Rahmen von Bauvorhaben anfallenden Bodenaus-
hub von mehr als 500 Kubikmetern ein Abfallverwertungskonzept zu erstellen. Dieses ist der zu-
ständigen Behörde mit dem Bauantrag vorzulegen.  
4. Nach § 2 Abs. 3 des Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) muss für Vor-
haben von mehr als 0,5 Hektar Größe, die auf eine nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder 
unbebaute Fläche (natürliche Böden) einwirken, ein Bodenschutzkonzept durch den Vorhabensträ-
ger erstellt werden. Ziel ist es, für die Planung und Ausführung des Vorhabens einen sparsamen, 
schonenden und haushälterischen Umgang mit Boden wie auch den Erhalt oder die Wiederherstel-
lung der natürlichen Bodenfunktion und der damit verbundenen Bodenqualität zu gewährleisten.   
Das Bodenschutzkonzept ist den Antragsunterlagen zum Bauantrag beizulegen. Sofern das Vorha-
ben erlaubnisfrei sein sollte, ist das Bodenschutzkonzept sechs Wochen vor Maßnahmenbeginn 
dem Umweltschutzamt, Fachbereich Bodenschutz und Altlasten vorzulegen.   
Die Erstellung des Bodenschutzkonzeptes sollte anlehnend an das beigelegte Muster-Bodenschutz-
konzept erfolgen.   
 
5. Planung und Durchführung von Bauvorhaben haben nach den anerkannten Regeln der Technik 
zu erfolgen. Insbesondere sind hierbei die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV), die Ersatzbaustoffverordnung, DIN 19639, DIN 19731, DIN 18915 und des § 202 
BauGB „Schutz des Mutterbodens“ zu beachten.  
 
6. Die in den vorgelegten Unterlagen aufgelisteten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
zum Schutzgut Boden sind zu beachten.  
 
7. Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass flächige Geländeveränderungen, Abgrabungen und Auf-
schüttungen zur Geländemodellierung (Nivellierung) des Plangebietes aus bodenschutzfachlicher 
Sicht nicht zulässig sind. 
 
8. Greift ein Vorhaben auf einer Fläche von mehr als 0,3 Hektar nicht versiegelten, nicht baulich 
veränderten oder unbebauten Fläche ein, kann die Bodenschutzbehörde eine bodenkundliche Bau-
begleitung fordern, die die Umsetzung des Bodenschutzkonzeptes überwacht. 

Es handelt es bei der vorliegenden Planung um einen Solarpark. 
Eine Veränderung des Geländeniveaus ist nicht geplant. 
Der Hinweis wird in die Planungsrechtlichen Festsetzungen über-
nommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird in die Planungsrechtlichen Festsetzungen über-
nommen. 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
Ein Bodenschutzkonzept wird rechtzeitig erarbeitet und dem 
Landratsamt vorgelegt. 
Der Hinweis wird ergänzt. 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Der Hinweis wird ergänzt. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Der Hinweis wird ergänzt. 
 
 
 
Der Hinweis wird ergänzt. 
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19.2. Naturschutz 
Gegen den Bebauungsplan (BBP) bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die festgesetzten 
Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen werden als geeignet angesehen.   
 
Als CEF-Maßnahme wird in den Festsetzungen des BBP die Anlage einer mehrjährigen Buntbrache 
mit Blühstreifen für Feldlerchen mit mindestens 1.000 m² pro Brutpaar im räumlich funktionalen Um-
kreis von 3 km aufgeführt. Die genaue Lage geeigneter CEF-Flächen ist vor Beschluss des Bebau-
ungsplans unter Nennung der Flurstücke festzusetzen.   
 
Aus Sicht des Naturschutzes sollte auf eine Einzäunung mit Stacheldraht aufgrund der Kollisions-
gefahr von Fledermäusen möglichst verzichtet werden.  
Punkt 2.10 der textlichen Festsetzungen formuliert, wann eine Ordnungswidrigkeit vorliegt. Der Pas-
sus ist aus Sicht der Naturschutzbehörde nicht nachvollziehbar und sollte daher abgeändert werden.  
 
Im Bereich von Pflanzgebot 1 (pfg1) soll laut planungsrechtlichen Festsetzungen eine ausdauernde, 
grasreiche Ruderalvegetation entstehen, die von Umzäunung freizuhalten ist und auch als 
Wildäsungsfläche dienen soll. Der Saum wird aus gebietsheimischem Regio-Saatgut, Ursprungsge-
biet 11 – Südwestdeutsches Bergland, mit einem Anteil aus mindestens 80% aus wertvollen Grä-
sern, zu 20 % aus Kräutern eingesät. Aus Sicht des Naturschutzes sollte der Gräseranteil zugunsten 
des Kräuteranteils deutlich reduziert werden. Wünschenswert wäre ein Kräuteranteil von mindes-
tens 60%, um die Blütenvielfalt zu erhöhen.  
 
Die Entwicklungspflege sieht in den ersten beiden Jahren bei Massenauftreten unerwünschter Pflan-
zenarten (z.B. Melde, Gänsefuß, Acker-Kratzdistel, Geruchlose Kamille) vor deren Blüte einen 
Schröpfschnitt vor. Jedoch zählen die genannten Arten in gewissen Anteilen zu den typischen Ver-
tretern der Ruderalvegetation, sodass diese nicht per se als unerwünscht bezeichnet werden sollten.  
 
Seitens des Fachbereichs Wasserwirtschaft – Gewässerschutz und des Fachbereichs Immissions-
schutz bestehen gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans „Solar Bischofsheimer Pfad“, Grüns-
feldhausen keine grundsätzlichen Bedenken.   

 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
Der Ausgleich wird auf dem Flurstück 317/1 Gemarkung Grüns-
feldhausen umgesetzt. Die Unterlagen werden ergänzt. 
 
 
 
Stacheldraht wird als unzulässig festgesetzt. 
 
Der Anregung wird zugestimmt, Die Festsetzung wird herausge-
nommen. 
 
Der Anregung wird gefolgt. Das Pflanzgebot wird in eine ausdau-
ernde Ruderalvegetation frischer Standorte (35.63) angepasst. In 
den Planungsrechtlichen Festsetzungen wird der Kräuteranteil 
von 60 Prozent festgesetzt. 
 
 
 
 
Die Pflanzenarten werden gestrichen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 

19.3. Landwirtschaft 
Das Plangebiet „Solar Bischofsheimer Pfad“ befindet sich ca. 850 m nordwestlich von Grünsfeld-
hausen auf den Flurstücken 248 und 249 und liegt 120 m östlich der Autobahn A81. Die Fläche 
beträgt 3,9 ha und wird aktuell landwirtschaftlich genutzt.  
Die Flächen befinden sich nach Flurbilanz in Vorbehaltsflur II- d.h. überwiegend landbauwürdige 
Flächen. Die festgesetzte „Fläche für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien 
und Speicherung – Sonnenenergie“ befindet sich teilweise im 200 m-Korridor zur Autobahn und im 
Bereich einer Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB. Aufgrund des im überragenden 

 
Zur Kenntnis genommen 
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öffentlichen Interesse liegenden Ausbaus der erneuerbaren Energien, stellt das Landwirtschaftsamt 
seine Bedenken zurück, auch für die Flächen außerhalb des 200 m Korridors.   
Das Landwirtschaftsamt begrüßt die planinterne Umsetzung der Ersatz- und Ausgleichsmaßnah-
men sowie die aufgenommene Rückbauverpflichtung. 

19.4. Forst 
Innerhalb des festzusetzenden Plangebietes (SO) liegt kein Wald im Sinne von § 2 Waldgesetz für 
Baden-Württemberg (LWaldG). Zu den an das Sondergebiet angrenzenden Waldflächen i. S. d. § 2 
LWaldG soll gemäß dem vorliegenden zeichnerischen Teil des Bebauungsplanvorentwurfs ein 
Waldabstand von 30 m eingehalten werden. Die konkrete Umsetzung eines Waldabstandes von 30 
m zur Minimierung von Gefahren und Konflikten wird sehr begrüßt.  
Nach Sichtung der Unterlagen sind keine Ausgleichsmaßnahmen im Wald geplant. Sollten dennoch 
im Zuge des weiteren Verfahrens Maßnahmen im Wald vorgesehen werden oder notwendig sein, 
bitten wir, gem. § 8 LWaldG die untere Forstbehörde entsprechend zu unterrichten und anzuhören. 

 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen 
 

19.5. Verkehr 
Durch die Solaranlage darf keine Blendwirkung zum Nachteil des fließenden Verkehrs entstehen. 
Ein beschränkt-öffentlicher Weg in Form eines Feldweges (beschränkt-öffentlicher Weg) dient der 
Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Grundstücke entlang des Weges. Anfallende Fahrten im 
Zusammenhang mit dem Solarpark fallen nicht darunter und wären demnach, sofern eine Umwid-
mung nicht erfolgt – nur mit einer entsprechenden Ausnahmegenehmigung möglich. 

 
Ein Blendgutachten wurde erstellt. Die Begründung wird ergänzt. 
Eine Blendung ist nicht gegeben.  
 
 
Die Ausnahmegenehmigung wird entsprechend beantragt.  

19.6. Gesundheit 
Zum Schutz des Grundwassers vor nachteiliger Beeinflussung sind bei Bau und Betrieb der Frei-
flächen-Photovoltaik-Anlage die Bestimmungen der Rechtsverordnung der Wasserschutzgebiete zu 
beachten und die zuständige untere Wasserschutzbehörde zu hören. 

Die zuständige untere Wasserbehörde wurde bereits gehört. 
Siehe Stellungnahme 19.1 Das Wasserschutzgebiet ist im Lage-
plan des Bebauungsplanes bereits gekennzeichnet. Ein Hinweis 
auf das angrenzende Wasserschutzgebiet wird in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 

20. Die Autobahn GmbH des Bundes Niederlassung Südwest, 30.05.2025 

Die Stellungnahme wurde zurückgerufen.  

21. IHK Heilbronn-Franken, 30.05.2025 

Nach Prüfung dieser Unterlagen begrüßt es die IHK Heilbronn-Franken, wenn weitere Flächen für 
erneuerbare Energien ausgewiesen werden.   
Seitens der IHK bestehen keine Anregungen oder Bedenken an dem geplanten Vorhaben. 

Zur Kenntnis genommen 
 

 


